
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Fehlerhafte, unvollständige oder korrekturbedürftige Haftbefehlsanträge bay-
erischer Staatsanwaltschaften seit 2000

Haftbefehlsanträge müssen auf einer vollständigen und zutreffenden Tatsachengrund-
lage beruhen. Fehlerhafte oder unvollständige Angaben können erhebliche Folgen für 
die Freiheit Betroffener haben. Von öffentlichem Interesse ist, wie häufig solche Fehler 
vorkommen und welche Konsequenzen sie haben.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Anzahl korrekturbedürftiger Haftbefehlsanträge  �   4

1.1	 Wie oft wurden seit 2000 Haftbefehlsanträge bayerischer Staatsanwalt-
schaften nachträglich korrigiert?  �   4

1.2	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Staatsanwaltschaften?  �   4

1.3	 Welche Deliktsgruppen waren betroffen?  �   4

2.		 Art der Fehler und nachträgliche Änderungen der Haftgründe  �   4

2.1	 Welche Fehlerarten wurden in seit 2000 nachträglich korrigierten Haft-
befehlsanträgen festgestellt (z. B. Tatzeit, Tatort, Tatablauf, Schadens-
höhe oder rechtliche Bewertung)?  �   4

2.2	 In wie vielen Fällen betrafen nachträgliche Korrekturen oder Änderun-
gen die ursprünglich angeführten Haftgründe, insbesondere Flucht-
gefahr, Verdunkelungsgefahr, Wiederholungsgefahr oder Schwere der 
Tat?  �   4

2.3	 In wie vielen Fällen wurden Haftgründe im weiteren Verfahren aus-
getauscht, ergänzt oder fallen gelassen?  �   4

3.		 Folgen für Haftentscheidungen  �   4

3.1	 In wie vielen Fällen wurde ein Haftbefehl trotz später korrigierter Tat-
sachenangaben oder veränderter Haftgründe aufrechterhalten?  �   4

3.2	 In wie vielen Fällen wurde ein Haftbefehl nach Korrektur der Tatsachen-
grundlage oder Änderung der Haftgründe aufgehoben oder außer 
Vollzug gesetzt?  �   4
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3.3	 In wie vielen Fällen wurde später festgestellt, dass die ursprüngliche 
Haftentscheidung auf unvollständiger, fehlerhafter oder nachträglich 
veränderter Tatsachen- bzw. Haftgrundlage beruhte?  �   4

4.		 Gerichtliche Kontrolle  �   5

4.1	 Wie oft haben Gerichte seit 2000 fehlerhafte oder unvollständige Haft-
befehlsanträge gerügt?  �   5

4.2	 Wie oft wurden Haftbeschwerden aus diesem Grund erfolgreich ge-
führt?  �   5

4.3	 Wie oft wurden Haftfortdauerentscheidungen trotz korrigierter An-
gaben bestätigt?  �   5

5.		 Dienstrechtliche Folgen  �   5

5.1	 In wie vielen Fällen hatten fehlerhafte Haftbefehlsanträge dienstrecht-
liche Konsequenzen?  �   5

5.2	 In wie vielen Fällen wurden interne Prüfungen oder Dienstaufsichts-
maßnahmen eingeleitet?  �   5

5.3	 In wie vielen Fällen wurden Fortbildungen, Hinweise oder organisato-
rische Änderungen veranlasst?  �   5

6.		 Entschädigung  �   5

6.1	 In wie vielen Fällen führten fehlerhafte oder korrekturbedürftige Haft-
befehlsanträge zu Entschädigungszahlungen?  �   5

6.2	 Wie hoch waren diese Zahlungen seit 2000 insgesamt?  �   5

6.3	 Wie viele Entschädigungsanträge wurden abgelehnt?  �   5

7.		  Kosten  �   6

7.1	 Welche Kosten entstanden durch Haftverfahren mit später korrigierten 
Angaben?  �   6

7.2	 Wie hoch waren die Kosten für Untersuchungshaft in diesen Fällen?  �   6

7.3	 Wie hoch waren die Kosten für Rechtsmittel-, Beschwerde- und Ent-
schädigungsverfahren?  �   6

8.		 Bewertung  �   6

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob fehler-
hafte, unvollständige oder nachträglich korrekturbedürftige Haftbefehls-
anträge im Zusammenhang mit Arbeitsbelastung, Personalmangel, 
Zeitdruck oder organisatorischen Defiziten bei Staatsanwaltschaften 
stehen?  �   6

8.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen seit 2000 zugleich hohe Be-
lastungszahlen und eine erhöhte Zahl korrigierter, ergänzter oder 
nachträglich geänderter Haftbefehlsanträge auf?  �   6
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8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanismen 
bestehen innerhalb der bayerischen Staatsanwaltschaften, um fehler-
hafte, unvollständige oder später korrekturbedürftige Haftbefehlsanträge 
möglichst bereits vor gerichtlichen Beanstandungen, Haftbeschwerden 
oder späteren Korrekturen zu erkennen und zu vermeiden?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 10.07.2026

1.		 Anzahl korrekturbedürftiger Haftbefehlsanträge

1.1	 Wie oft wurden seit 2000 Haftbefehlsanträge bayerischer Staats-
anwaltschaften nachträglich korrigiert?

1.2	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Staatsanwaltschaften?

1.3	 Welche Deliktsgruppen waren betroffen?

2.		 Art der Fehler und nachträgliche Änderungen der Haftgründe

2.1	 Welche Fehlerarten wurden in seit 2000 nachträglich korrigierten 
Haftbefehlsanträgen festgestellt (z. B. Tatzeit, Tatort, Tatablauf, 
Schadenshöhe oder rechtliche Bewertung)?

2.2	 In wie vielen Fällen betrafen nachträgliche Korrekturen oder Änderun-
gen die ursprünglich angeführten Haftgründe, insbesondere Flucht-
gefahr, Verdunkelungsgefahr, Wiederholungsgefahr oder Schwere 
der Tat?

2.3	 In wie vielen Fällen wurden Haftgründe im weiteren Verfahren aus-
getauscht, ergänzt oder fallen gelassen?

3.		 Folgen für Haftentscheidungen

3.1	 In wie vielen Fällen wurde ein Haftbefehl trotz später korrigierter Tat-
sachenangaben oder veränderter Haftgründe aufrechterhalten?

3.2	 In wie vielen Fällen wurde ein Haftbefehl nach Korrektur der Tat-
sachengrundlage oder Änderung der Haftgründe aufgehoben oder 
außer Vollzug gesetzt?

3.3	 In wie vielen Fällen wurde später festgestellt, dass die ursprüngliche 
Haftentscheidung auf unvollständiger, fehlerhafter oder nachträglich 
veränderter Tatsachen- bzw. Haftgrundlage beruhte?
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4.		 Gerichtliche Kontrolle

4.1	 Wie oft haben Gerichte seit 2000 fehlerhafte oder unvollständige 
Haftbefehlsanträge gerügt?

4.2	 Wie oft wurden Haftbeschwerden aus diesem Grund erfolgreich ge-
führt?

4.3	 Wie oft wurden Haftfortdauerentscheidungen trotz korrigierter An-
gaben bestätigt?

5.		 Dienstrechtliche Folgen

5.1	 In wie vielen Fällen hatten fehlerhafte Haftbefehlsanträge dienst-
rechtliche Konsequenzen?

5.2	 In wie vielen Fällen wurden interne Prüfungen oder Dienstaufsichts-
maßnahmen eingeleitet?

5.3	 In wie vielen Fällen wurden Fortbildungen, Hinweise oder organisa-
torische Änderungen veranlasst?

Die Fragen 1.1 bis 5.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staatsanwalt-
schaften möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamen-
tarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit verbundene 
Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

6.		 Entschädigung

6.1	 In wie vielen Fällen führten fehlerhafte oder korrekturbedürftige Haft-
befehlsanträge zu Entschädigungszahlungen?

6.2	 Wie hoch waren diese Zahlungen seit 2000 insgesamt?

6.3	 Wie viele Entschädigungsanträge wurden abgelehnt?
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7.		  Kosten

7.1	 Welche Kosten entstanden durch Haftverfahren mit später korrigier-
ten Angaben?

7.2	 Wie hoch waren die Kosten für Untersuchungshaft in diesen Fällen?

7.3	 Wie hoch waren die Kosten für Rechtsmittel-, Beschwerde- und Ent-
schädigungsverfahren?

Die Fragen 6.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 5.3 wird Bezug genommen. 

Allgemein gilt: Strafrechtliche Ermittlungsverfahren sind nicht durch Wirtschaftlich-
keitserwägungen bestimmt. Vielmehr richten sich strafrechtliche Ermittlungen nach 
dem Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 Strafprozessordnung – StPO) und den übrigen 
Bestimmungen der StPO, wobei Art und Umfang der Ermittlungstätigkeit von den Um-
ständen des Einzelfalls abhängen.

Das Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) sichert 
als verschuldensunabhängige Rechtsgrundlage die Entschädigungspflicht des Staates 
für den Fall, dass eine Strafverfolgungsmaßnahme zwar zur Sachverhaltsaufklärung 
oder Verfahrenssicherung erforderlich und auch sonst rechtmäßig angeordnet worden 
war, das Verfahren gegen den Beschuldigten aber später eingestellt oder durch Frei-
spruch beendet wurde, weil der anfängliche, die Strafverfolgungsmaßnahme recht-
fertigende Tatverdacht sich im weiteren Verlauf des Verfahrens nicht bestätigt hat. 
Ergänzend wird auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 
zu Frage 6.3 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 
20. Februar 2026 betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, 
Verhältnismäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle 
Aufsicht“ Bezug genommen.

8.		 Bewertung

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob 
fehlerhafte, unvollständige oder nachträglich korrekturbedürftige 
Haftbefehlsanträge im Zusammenhang mit Arbeitsbelastung, Personal-
mangel, Zeitdruck oder organisatorischen Defiziten bei Staatsanwalt-
schaften stehen?

8.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen seit 2000 zugleich hohe Be-
lastungszahlen und eine erhöhte Zahl korrigierter, ergänzter oder 
nachträglich geänderter Haftbefehlsanträge auf?

Die Fragen 8.1 und 8.2 werden zusammen beantwortet.

Die Staatsanwaltschaften in Bayern sind sehr leistungsfähig. Erkenntnisse im Sinn 
der Fragestellung liegen nicht vor. Ergänzend wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 
bis 5.3 Bezug genommen.
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8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen innerhalb der bayerischen Staatsanwaltschaften, um 
fehlerhafte, unvollständige oder später korrekturbedürftige Haft-
befehlsanträge möglichst bereits vor gerichtlichen Beanstandungen, 
Haftbeschwerden oder späteren Korrekturen zu erkennen und zu 
vermeiden?

Eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung ist durch die strik-
te Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gerichtliche Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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